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   OFFIZIELLE INFORMATIONEN DES BAUGEWERBES  Innung

Viele öffentliche und private Bauher-
ren haben aufgrund der Corona-
Pandemie bei den Investitionen 

auf die Stopptaste gedrückt. Auch Geneh-
migungsverfahren gerieten massiv ins 
Stocken. Infolgedessen forderten Vertreter 
der Baubranche in mehreren Pressekonfe-
renzen umfassende Gegenmaßnahmen und 
präsentierten dafür konkrete Vorschläge.

Öffentliche Bauvergaben und 
Genehmigungsverfahren
Gemeinden, Städte und Länder sollten bei 
öffentlichen Vergaben bis zu max. 300.000 
Euro direkt Aufträge an regionale Betriebe 
vergeben können. Die derzeit gültige 
Schwellenwerteverordnung gemäß Bun-
desvergabegesetz sieht dafür max. 100.000 
Euro vor. Weiters gilt es, eine zeitliche Lü-
cke von insgesamt in etwa acht Wochen, in 
denen faktisch keine Baugenehmigungen 
erteilt wurden, umgehend zu schließen. Ge-
nehmigungsverfahren müssen beschleunigt 
durchgeführt werden, um Ausschreibungen 
für Bauvorhaben rasch umsetzen zu können.

Hoffnung macht hier eine vom National
rat Mitte Mai beschlossene Änderung des 
Verwaltungsrechtlichen COVID-19-Begleit-
gesetzes, wonach die Durchführung von 
mündlichen Bauverhandlungen unter Ein-
haltung der Abstandsregel wieder unein-
geschränkt möglich ist. Alternativ wer-
den geeignete technische Einrichtungen 
zur Wort- und Bildübertragung zugelassen. 
Unter Bezugnahme auf diese Gesetzesnovelle 
erging ein gemeinsamer Appell von Wirt-

schaftsministerin Schram-
böck und Gemeindebund-
Präsident Riedl an alle 
Bürgermeister, Bauver-
handlungen zügig und 
ohne weiteren Auf-
schub durchzuführen  
(s. Faksimile links). Zudem 

Wege aus der COVID-Krise
Damit der Bau trotz Corona-Pandemie weiterhin Konjunkturmotor bleibt, haben die 
Bau-Sozialpartner Vorschläge zur Ankurbelung der Bauwirtschaft erarbeitet. Dazu gibt es 
erste positive Reaktionen der Politik.
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sagte die Bundesregierung zu, Städten und 
Gemeinden eine Milliarde Euro an Investiti-
onszuschüssen zur Verfügung zu stellen. 

Weitere Investitionsimpulse
Österreichs niederrangiges Straßennetz 
ist stark sanierungsbedürftig. Gleichzeitig 
überweist die mit Mautgebühren finanzierte 
ASFINAG Jahr für Jahr erhebliche Beträge an 
die Republik, welche im allgemeinen Staats-
haushalt versickern. Alleine für das abge-
laufene Jahr wurden 165 Mio. Euro Dividen-
den und 286 Mio. Euro Körperschaftssteuer 
an den Finanzminister abgeliefert. Die Bau-
Sozialpartner fordern eine Zweckwidmung 
dieser Maut-Gelder für den Ausbau und die 
Sanierung des niederrangigen L- und B-
Straßennetzes.

Weiters fordern die Bau-Sozialpartner, 
private Bauherren durch (befristete) Förder
anreize zur raschen Inangriffnahme von 
Investitionen zu motivieren. Die Palette der 
dafür möglichen Fördermodelle reicht vom 
Sanierungsscheck über den Handwerker-
bonus bis hin zu steuerlichen Anreizen für 
Investitionen zur Errichtung und Sanierung 
von Gebäuden. 

Wohnbau und Sanierung klimafit
Die überparteiliche Nachhaltigkeits
initiative „Umwelt + Bauen“ hat einen ei-
genen „Marshall-Plan” erarbeitet, der die 

heimische Wirtschaft klimafit und beschäf-
tigungswirksam aus der Corona-Krise brin-
gen soll. Grundlage des Konzepts sind die 
Klimaziele 2040 der Bundesregierung, 
die mit Investitionen in einen klimafitten 
Wohnbau und eine umweltschonende Infra-
struktur erreicht werden sollen. Eine Zweck-
bindung aller Wohnbauförderungsmittel 
inklusive Rückflüsse aus laufenden Förde-
rungen würde 2,7 Milliarden Euro Investi-
tionen bewirken, ohne dass dafür zusätzli-
che öffentliche Mittel aufgebracht werden 
müssten.

Der aus Bundesmitteln dotierte Sanie-
rungsscheck wurde vom Bund vor kur-
zem erfreulicherweise neu aufgelegt, sollte 
jedoch laut Expertenmeinungen auf min-
destens 300 Mio. Euro jährlich aufgestockt 
werden. Um die Sanierungsrate auf drei Pro-
zent anzuheben, wäre zudem mittelfristig 
eine jährliche Sanierungsmilliarde für Kli-
maschutzmaßnahmen notwendig. Zudem 
sollte ein eigener Förderscheck für senioren-
gerechtes Sanieren von Bestandswohnun-
gen angeboten werden.

Die Bauwirtschaft als 
Schlüsselbranche
Aktuell sind Investitionsprogramme gefragt, 
die zum Erreichen der ökologischen Ziel-
setzungen der Bundesregierung beitragen 
und gleichzeitig wichtige Impulse für die 
heimische Beschäftigung setzen. Die Bau-
wirtschaft mit ihren vielfältigen gesamt-
wirtschaftlichen Verflechtungen und ihren 
hohen Multiplikatorwirkungen eignet sich 
ideal dafür, diese beiden Ziele unter einen 
Hut zu bringen.   ◼

Das „BAUaktiv“-Ideenpapier der Bau-Sozial-
partner sieht fünf Maßnahmenpakte zur 
Ankurbelung der Bauwirtschaft vor.

DIe „Umwelt+Bauen“- 
Initiative hat zahl
reiche Maßnahmen 
für einen klimafitten 
Gebäudebestand 
erarbeitet.


